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Vor den Luftschlägen der USA, Frankreichs und Großbri-
tanniens auf Syrien in der Nacht zum 14. April 2018 sah die 
Lage in Syrien im Grunde relativ eindeutig aus: Die Türkei 
hatte nach ihrer Offensive in Afrin weite Teile im Nordwesten 
Syriens unter ihre Kontrolle gebracht und wollte diese Kon-
trolle offenbar u.a. durch Umsiedelungen dauerhaft aufrecht-
erhalten. Die kurdisch dominierten Syrian Democratic Forces 
(SDF) kontrollieren mit US-amerikanischer Unterstützung 
die nordsyrischen Gebiete östlich des Euphrat, die über das 
kurdische Siedlungsgebiet hinaus wichtige Öl- und Gasfelder 
umfassen. Das syrische Regime hingegen stand mit russischer 
und iranischer Unterstützung kurz davor, die verbliebenen, von 
Rebellen kontrollierten Gebiete zurückzuerobern. Ausnahmen 
hiervon bilden Idlib mit einer starken türkischen Präsenz, ein 
Streifen an der Grenze zu Israel bzw. den Golan-Höhen und 
ein Gebiet in der Grenzregion zwischen Syrien, Jordanien und 
dem Irak, wo u.a. US-amerikanische Spezialkräfte stationiert 
sind (siehe liveuamap.com).

Repressalie im humanitären Gewand

Oberflächlich gesehen, hätte diese Situation gute Aussichten 
auf eine Beruhigung der Lage geboten. Syrien hätte zwar große 
Teile seines Territoriums verloren, in denen der Wiederaufbau 
durch die de-facto-Besatzungsmächte hätte beginnen können 
und auch im vom Regime gehaltenen Territorium mit den 
wichtigsten Städten hätte Ruhe einkehren können, was aber 
wohl auch eine dauerhafte militärische Präsenz Russlands und 
des Iran bedeutet hätte. Eine Situation, die für die NATO-Staa-
ten und ihre Verbündeten, allen voran Israel, jedoch offenbar 
nicht hinnehmbar war.

In diesem Kontext erfolgten die klar völkerrechtswidrigen 
Luftschläge der USA, Großbritanniens und Frankreichs als 
vermeintliche Sanktionierung umstrittener Giftgasangriffe, die 
von deren NATO-Verbündeten wie etwa Deutschland begrüßt 
und als „erforderlich und angemessen“ bezeichnet wurden. Ihre 
unmittelbaren Schäden waren wohl begrenzt und zur befürch-
teten Eskalation mit Russland kam es zunächst auch nicht.

Kritisch gilt es dagegen zunächst einmal den klaren Völker-
rechtsbruch festzuhalten, der mit den Luftschlägen (einmal 
mehr) begangen wurde. Dies wurde selbst vom Wissenschaftli-
chen Dienst des Bundestages nicht in Abrede gestellt: Diverse 
Medien, u.a. die Deutsche Welle, berichteten über ein Gut-
achten des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestags zum 
Völkerrechtsbruch der jüngsten Luftschläge gegen Syrien: „In 
einem von der Linksfraktion in Auftrag gegebenen Gutachten, 
das der Nachrichtenagentur AFP vorlag, heißt es, völkerrecht-
liche Repressalien in Form militärischer Vergeltungsschläge 
gegen einen Staat seien ‚grundsätzlich unzulässig‘. […] Die 
Bundestagswissenschaftler schlussfolgern, dass es bei den 
Luftangriffen eher um die ‚unverhohlene Rückkehr zu einer 
Form der – völkerrechtlich überwunden geglaubten – bewaff-
neten Repressalie im ‚humanitären Gewand“ gehe.“ (Deutsche 
Welle, 20.4.2018)

Befremdlich war außerdem 
gleich, dass plötzlich Akteure, 
die in Syrien keinen nennens-
werten Einfluss (mehr) hatten, 
unmittelbar nach den Luftschlä-
gen von einer neuen Dynamik 
und einem „Zeitfenster“ für 
politische Initiativen sprachen, 
wie etwa der deutsche Außen-

minister, Heiko Maas: „Dass es ja eben in den letzten Tagen 
zu keiner Eskalation gekommen ist, sondern jetzt alle wieder 
von diplomatischen und politischen Lösungen reden, ist ja ein 
Hinweis darauf, dass sich etwas verändert haben muss und das 
muss man jetzt aufnehmen.“ Unmittelbar danach stand das 
Treffen der EU-Außenminister an, bei dem es um das Verhält-
nis mit Russland und dem Iran gehen sollte. Mit diesen gelte es 
nun, zu verhandeln, so etwa der Deutschlandfunk vorab. Wer 
sich fragte, was es nach den Luftschlägen als vermeintliche 
Sanktionierungsmaßnahme zu verhandeln gäbe, wo die Ver-
hältnisse am Boden in Syrien eigentlich recht klar waren und 
gerade die EU-Staaten dort keine nennenswerte Ausgangspo-
sition für Verhandlungen hatten, konnte im selben Bericht des 
Deutschlandfunks zumindest andeutungsweise eine Antwort 
finden: „Der nächste Militärschlag könnte tatsächlich in die 
befürchtete militärische Eskalation zwischen westlichen Staa-
ten und Russland führen.“

Luftschläge als Testlauf?

Rückblickend scheint es sich bei den Luftangriffen weniger 
um einen Schlag gegen das vermeintliche syrische Chemie-
waffenprogramm gehandelt zu haben, als um einen Testlauf, 
in dem sich drei führende NATO-Staaten des Rückhalts ihrer 
Verbündeter, des Stillhaltens Russlands und der Irrelevanz des 
Völkerrechts in Syrien versicherten. Wenig später rückte späte-
stens mit dem Besuch des Französischen Präsidenten Macron 
der sog. Atomdeal mit dem Iran wieder auf die Agenda, der 
entweder nachverhandelt oder eben aufgekündigt werden 
müsste – was streng genommen auf dasselbe hinausläuft. Zwar 
komme der Iran seinen unmittelbaren, fixierten Verpflichtun-
gen nach, verstoße aber durch seine wachsende Einflussnahme 
in der Region gegen den (von westlicher Seite definierten) 
„Geist des Abkommens“. Kurz nach Macron war bekanntlich 
auch die deutsche Kanzlerin Merkel nach Washington gereist 
und hatte ihre Position klargestellt: „Die Tatsache, dass der 
Iran in Syrien und auch im Libanon Einfluss nimmt, ist für 
uns ein großer Teil der Besorgnis. Hier müssen wir die Ein-
grenzung des Einflusses erreichen. Wir müssen natürlich auch 
schauen, dass über die Dauer dieses Iran-Abkommens hinaus 
Verlässlichkeit geschaffen werden kann. Das heißt, ich denke, 
Europa und die Vereinigten Staaten von Amerika sollten hier 
sehr eng zusammenarbeiten, auch um das schreckliche Blut-
vergießen in Syrien zu beenden und eine Lösung für die Region 
insgesamt hinzubekommen.“

Drei Tage später hat das „schreckliche Blutvergießen“ kein 
Ende genommen, im Gegenteil wurden mehrere syrische 
Armeestützpunkte mit Raketen angegriffen. Deutsche Medien 
berichten übereinstimmend, dass der Angriff zu zahlreichen 
Toten und Verletzten geführt und vermutlich speziell irani-
schen Truppen gegolten habe. Wer hinter dem Angriff steht, ist 
bislang unklar, spekuliert wird aber, dass Israel verantwortlich 
sein könnte. Erst am Vorabend habe dessen Verteidigungsmi-
nister Avigdor Lieberman gemeint, sein Land habe genau drei 

Krieg gegen den Iran 
„Politische Lösung“ für Syrien?
von Bernhard Klaus

https://syria.liveuamap.com/
http://www.deutschlandfunk.de/syrien-politik-neue-dynamik-fuer-eine-politische-loesung.1773.de.html?dram:article_id=415651
http://www.tagesschau.de/ausland/syrien-angriffe-aleppo-hama-105.html


Inform
ationsstelle M

ilitarisierung (IM
I) e.V. - H

echinger Str. 203 - 72072 Tübingen
34 Ausdruck Juni 3/2018

Probleme: „Iran, Iran und Iran“. Was in deutschen Medien 
hingegen kaum berichtet wird, sind erneute Gefechte, die bei 
Deir ez-Zor stattgefunden haben, wo am Vortag „pro-syri-
sche“ Kräfte den Euphrat überquert und vier kleine Ortschaf-
ten nahe einiger Ölfelder eingenommen hatten. Der Angriff 
wurde jedoch zurückgeschlagen, woran offensichtlich die US-
geführte Koalition zur Bekämpfung des IS beteiligt war. Unter 
anderem hätten diese mit Luftangriffen die Behelfsbrücke zer-
stört, mit der die pro-syrischen Truppen den Fluss überquert 
hatten. Eine offizielle Bestätigung für Beteiligung der Koali-
tionstruppen existiert zwar nicht, auffällig jedoch ist u.a., dass 
in dem entsprechenden Statement der SDF betont wird, dass 
iranische Truppen an dem Angriff beteiligt gewesen seien und 
dass dieser die Bemühungen der SDF bei der Bekämpfung 
des IS – dem offiziellen Mandat der US-geführten Koalition 
– konterkariert hätte. Das hätte man dem türkischen Angriff 
auf Afrin jedoch ebenfalls vorwerfen können, hier haben die 
Koalitionskräfte, an denen die Türkei beteiligt ist, jedoch nicht 
eingegriffen.

Als John Bolton Anfang April 2018 das 
Amt des Nationalen Sicherheitsberaters 
des US-Präsidenten übernahm, zeich-
nete sich bereits ab, dass die US-Politik 
einen – noch –konfrontativeren Kurs 
einschlagen würde. Der „Falke unter den 
Falken“ (FAZ, 22.5.2018) ersetzte den 
– zumindest vergleichsweise – mode-
raten  H. R. McMaster und machte sich 
umgehend daran, Personen aus seinem 
ultrarechten Spektrum in einflussrei-
che Positionen zu hieven. Insofern war 
es naheliegend, dass sich dies auch auf 
die US-amerikanische Syrien- und Iran-
Politik auswirken würde, schließlich 
gab Bolton noch im Januar 2018 zu 
Protokoll: „Unser Ziel sollte ein Macht-
wechsel in Iran sein.“ (Spiegel Online, 
13.5.2018)

Konsequenterweise warnte deshalb 
zum Beispiel Josef Braml von der 
„Deutschen Gesellschaft für Auswärtige 
Politik“ (DGAP) in der Deutschen Welle 
(10.4.2018): „Ich glaube, dass Syrien 
für die USA tatsächlich nur ein Neben-
kriegsschauplatz für die Auseinander-

setzung mit dem Iran ist. Das nächste, 
was ansteht, ist die Aufkündigung des 
Nuklearabkommens im Mai, und dann 
wird sich der Konflikt verschärfen. Die 
Einmischung Irans in Syrien könnte den 
USA dann als moralische und geostrate-
gische Rechtfertigung für ihr Vorgehen 
dienen. Wir dürfen auch nicht vergessen, 
dass Trump zuletzt den Iran-Kritiker 
John Bolton zum Nationalen Sicher-
heitsberater gemacht hat. Ich nehme das 
sehr ernst.“

Sollte man auch: Am 8. Mai 2018 kün-
digte US-Präsident Donald Trump an, 
die USA würden sich aus dem Atomab-
kommen mit dem Iran zurückziehen und 
die Sanktionen wieder in Kraft setzten. 
Völlig unerheblich war dabei augen-
scheinlich, dass die mit der Überwachung 
des Abkommens betraute internationale 
Behörde dem Iran ein positives Zeug-
nis ausstellt: „Der Iran hält sich nach 
den Erkenntnissen der Internationalen 
Atomenergiebehörde (IAEO) weiterhin 
an die Auflagen des Atomabkommens. 
Das geht aus dem ersten Quartalsbericht 

der IAEO-Inspektoren seit dem Ausstieg 
der USA aus dem Abkommen Anfang 
Mai hervor.“ (ORF, 24.5.2018) Begleitet 
wurde der US-Schritt von einer aggres-
siven Rhetorik, bei der dem Iran laut-
stark mit Konsequenzen gedroht wurde, 
sollte er nicht auf eine lange Liste von 
US-Forderungen eingehen. 

Mit den am 6. August 2018 in Kraft 
tretenden Sanktionen will Washington 
europäische Firmen vor die Wahl stellen, 
sich entweder aus ihren Iran-Geschäften 
zurückzuziehen oder den (in fast allen 
Fällen ungleich wichtigeren) US-Markt 
zu verlieren. Versuche, eine solche Han-
delskonfrontation noch abzuwenden, 
verliefen bislang ergebnislos, weshalb 
sich die EU zu einem weitreichenden 
Schritt entschieden hat: Am 18. Mai 
2018 reaktivierte sie das sog. Blocka-
destatut, dessen Zweck die Tagesschau 
(17.5.2018) folgendermaßen beschreibt: 
„Über das sogenannte ‚Blocking Sta-
tute‘ könnte es europäischen Unterneh-
men unter Strafe verboten werden, sich 
an die US-Sanktionen gegen den Iran zu 
halten, die nach dem einseitigen Rück-
zug der USA aus dem Atomabkommen 
wieder eingeführt werden. Gleichzeitig 
würde es regeln, dass die europäischen 
Unternehmen für möglicherweise ent-
stehende Kosten und Verluste entschä-
digt werden.“ 

Es hat also den Anschein, dass nicht 
nur den Beziehungen zwischen dem Iran 
und den USA, sondern auch dem tran-
satlantischen Bündnis unruhige Zeiten 
bevorstehen.

Jürgen Wagner 

Iran: US-Offensive und EU-Reaktionen

Deutsche Rolle

Auch Deutschland ist an dieser Koalition beteiligt. Auch 
wenn das Mandat sowohl der Koalition insgesamt wie auch der 
deutschen Beteiligung völker- und verfassungsrechtlich auf 
mehr als wackeligen Füßen steht, erlaubt es keine Angriffe auf 
syrische Regierungskräfte und deren Verbündete. Aufklärung 
oder gar Kritik der Bundesregierung oder eine Absicht zur 
Neuausrichtung der Koalition auf syrische und v.a. iranische 
Kräfte sind jedoch nicht erkennbar und auch nicht zu erwarten. 
Denn im Grunde hat die US-geführte Koalition von Anfang 
an jene NATO-Staaten und ihre Verbündeten vereint, die in 
Syrien am liebsten einen Regime-Change durchgesetzt hätten 
und (auch damit) iranischen Einfluss zurückdrängen wollten. 
Offenbar hofft man nun, beide Ziele wieder zu beleben, wofür 
die Luftschläge vom 14. April ein Testballon waren. Dass Rus-
sland nicht eingegriffen hat, nehmen nun NATO und Co. zum 
Anlass, weiter zu eskalieren, weiter zu bombardieren. „Politi-
sche Lösung“ nennt man das in der deutschen Außenpolitik.

„Falke der Falken“: Sicherheitsberater Bolton. Quelle: Gage Skidmore / Flickr

https://www.reuters.com/article/us-mideast-crisis-syria-euphrates/u-s-backed-forces-say-they-regain-villages-seized-by-syrian-army-idUSKBN1I00EX
https://syria.liveuamap.com/en/2018/29-april-statement-by-syrian-democratic-forces-sdf-spokesman
http://www.faz.net/aktuell/politik/trumps-praesidentschaft/trumps-sicherheitsberater-der-falke-unter-den-falken-15601402.html
http://www.spiegel.de/politik/ausland/donald-trumps-sicherheitsberater-usa-streben-laut-john-bolton-keinen-machtwechsel-in-iran-an-a-1207522.html
http://www.dw.com/de/josef-braml-in-wahrheit-geht-es-trump-um-den-iran/a-43318961
http://orf.at/stories/2439917/
https://www.tagesschau.de/ausland/eu-gipfel-337.html

